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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike Go-
te, Katharina Schulze, Gisela Sengl, Ulrich Leiner, 
Christine Kamm, Claudia Stamm und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Beratungsangebote zu Elterngeld und Elternzeit 
ausbauen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Beratungs-
angebote zum Elterngeld und zur Elternzeit auszu-
bauen. Durch die Einführung des „Elterngeld plus“ hat 
sich der Beratungsbedarf deutlich erhöht. Die perso-
nelle Ausstattung der zuständigen regionalen Eltern-
geldstellen beim Zentrum Bayern Familie und Sozia-
les (ZBFS) wird diesem wachsenden Bedarf nicht 
mehr gerecht. Die personellen Kapazitäten der El-
terngeldstellen sind deshalb aufzustocken. Auch die 
dezentralen Außensprechtage des ZBFS in verschie-
denen bayerischen Städten und Landkreisen müssen 
weiter ausgebaut werden. Die Antragsformulare und 
der Online-Antrag zur Beantragung von Elterngeld 
werden in die gängigen Fremdsprachen übersetzt. 

Das ZBFS leidet insgesamt unter einem kontinuierli-
chen Stellenabbau im Zuge der Umsetzung des Art. 6b 
Haushaltsgesetz, bei gleichzeitig kontinuierlicher Aus-
weitung der Aufgaben. Der weitere Stellenabbau im 
Rahmen der Umsetzung von Art. 6b muss deshalb 
sofort gestoppt werden. Die in den letzten vier Jahren 
vollzogenen Stellenstreichungen sind umgehend zu 
revidieren. Alle Wiederbesetzungssperren bei frei 
werdenden Stellen sind aufzuheben. 

Die unzureichenden Beratungskapazitäten des ZBFS 
gehen zu Lasten der Familienberatungsstellen bzw. 
Schwangerschaftsberatungsstellen der freien Träger. 
Sie werden zunehmend durch Beratungsanfragen 
zum Elterngeld blockiert. Auch die Beratungskapazitä-
ten der Schwangerenberatungsstellen zur Information 
über familienfördernde Leistungen müssen deshalb 
verbessert werden. Ziel ist ein insgesamt bedarfs- und 
flächendeckendes Angebot an persönlichen Bera-
tungsmöglichkeiten zu allen Fragen des Elterngelds 
und der Elternzeit. 

Begründung: 

Seit der Einführung des Elterngeld plus mit Partner-
schaftsbonus und flexiblerer Elternzeit im Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz, hat sich der Bedarf an 
Information und individueller Beratung aufgrund der 
als kompliziert empfundenen Regelung bei den be-
troffenen Eltern rasant erhöht, so dass bei den zu-
ständigen Stellen wesentlich häufiger als bisher Bera-
tungsangebote eingefordert werden. 

Der Vollzug des Bundeselterngeldgesetzes ist den 
Ländern übertragen worden. In Bayern liegt die Zu-
ständigkeit für die Umsetzung des Elterngelds beim 
Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS). Trotz 
der stark gestiegenen Beratungsnachfrage wurden die 
Personalkapazitäten bei den zuständigen Elterngeld-
stellen nicht aufgestockt. Im Gegenteil: durch den 
kontinuierlichen Stellenabbau im Zuge der Umsetzung 
der Haushaltskonsolidierung nach Art. 6b Haushalts-
gesetz leidet das ZBFS in vielen Bereichen unter ei-
nem chronischen Personalmangel. Angesichts zusätz-
licher Aufgaben müssen der Stellenabbau und die 
Wiederbesetzungssperre bei frei werdenden Stellen 
umgehend gestoppt werden. 

Auch die dezentralen Sprechtage des ZBFS wurden 
nicht weiter ausgebaut. Dadurch bleibt das Angebot 
an persönlicher und individueller Beratung für Eltern in 
Bayern weit hinter dem Bedarf zurück. Angesichts der 
umfangreichen und komplizierten Regelungen des 
Gesetzes zum Elterngeld und zur Elternzeit, reichen 
die Online-Informationen und Online-Antragsunter-
lagen der zuständigen Ministerien als Grundlage für 
eine Antragstellung häufig nicht aus. Insbesondere für 
Eltern aus bildungsfernen Schichten und für Eltern mit 
Migrationshintergrund ist die Antragstellung in der 
Regel nicht allein zu bewältigen. 

Angesichts der unzureichenden Kapazitäten bei den 
Elterngeldstellen landen zahlreiche Beratungsanfra-
gen bei den Schwangeren- und Familienberatungs-
stellen, die diesen Bedarf nicht annähernd auffangen 
können, ohne ihre Kernaufgaben zu vernachlässigen. 
Auch hier müssen also die personellen Kapazitäten 
aufgestockt und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
entsprechend geschult werden. Um den Zugang zum 
Elterngeld für Menschen mit nur eingeschränkten 
Deutschkenntnissen zu erleichtern, sollten die An-
tragsunterlagen und -formulare in verschiedene 
Fremdsprachen übersetzt werden. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Kerstin Celina u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/12177 

Beratungsangebote zu Elterngeld und Elternzeit 
ausbauen  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Ulrich Leiner 
Mitberichterstatter: Joachim Unterlän-
der 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Fragen des öffentlichen Dienstes und der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 65. Sitzung am 27. April 2017 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Antrag in seiner 58. Sitzung 
am 16. Mai 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 155. Sitzung 
am 16. Mai 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, 
Gisela Sengl, Ulrich Leiner, Christine Kamm und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/12177, 17/16951 

Beratungsangebote zu Elterngeld und Elternzeit ausbauen  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen für die einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorgelegte Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweiligen Ausschussvotums entsprechend der aufgeleg-

ten Liste einverstanden ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – CSU-Fraktion, 

SPD-Fraktion, FREIE WÄHLER und das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Gegenstim-

men bitte ich anzuzeigen. – Keine Gegenstimmen. – Stimmenthaltungen? – Keine 

Stimmenthaltungen. Kollegin Claudia Stamm schließt sich dem Votum mit an und 

stimmt zu.

Protokollauszug
106. Plenum, 21.06.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 106. Vollsitzung am 21. Juni 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/12177 vom 29.06.2016
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16951 des SO vom 16.05.2017
	Beschluss des Plenums 17/17352 vom 21.06.2017
	Plenarprotokoll Nr. 106 vom 21.06.2017

